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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wilhelm Schmidt (Salzgitter), 

Peter Conradi, Konrad Qilges, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 13/4924 — 


Wohnungsversorgung der aufgrund des Hauptstadtbeschlusses umziehenden 
Bediensteten 


Nach dem vom Bundeskabinett am 11. Dezember 1991 verabschiedeten 
2. Bericht des Arbeitsstabes Berlin/Bonn ist „eine angemessene Versor- 
gung der Bundes- und Parlamentsbediensteten mit Wohnungen für die 
Verlagerung des Parlaments und des Kembereichs der Regierungsfunk- 
tionen nach Berlin unabdingbare Voraussetzung" (Drucksache 12/2850, 
S. 52). Zwischen Bundesregierung und Parlament besteht Überein- 
stimmung, daß die Termine für die Fertigstellung der Wohnungen sich an 
denen für die Fertigstellimg der Bürobauten orientieren müssen, so daß 
zum Zeitpunkt des Umzugs der notwendige Umfang an Wohnungen für 
die Bediensteten zur Verfügung steht. 

Gleichermaßen besteht Übereinstimmung, daß der Umzug der Bedien- 
steten von Bonn nach Berlin nicht zu einem Verdrängungsprozeß auf 
dem Berliner Wohnungsmarkt führen darf, sondern daß der Deutsche 
Bundestag und die Bundesregierung die benötigten Wohnungen „mit- 
bringen". 

Mit BUck hierauf hat die Bundesregierung in Abstimmung mit der Per- 
sonal- und Sozialkommission des Ältestenrats am 29. Juni 1995 Eckwerte 
zur „Wohnraumversorgung der nach Berlin umziehenden Parlamen- 
tarier und Bediensteten" beschlossen. Hiernach soll der in Berhn ent- 
stehende Wohnungsbedarf zum einen durch Wohnungen aus dem Be- 
stand der Alliiertenwohnungen, zum anderen durch Neubauwohnungen 
(Miet- und Eigentumswohnungen sowie Eigenheime) gedeckt werden. 
Hierfür sind 4 000 Alliiertenwohnungen und 8 000 Neubaumaßnahmen 
vorgesehen. 

Der Umzugsbeauftragte der Bundesregierung hat vor den zuständigen 
Gremien des Parlaments und in der Öffentlichkeit immer wieder ver- 
sichert, daß der Umzug von Parlament und Regierung wie geplant zwi- 
schen 1998 und 2000 vollzogen werden kann. Vertreter aUer Fraktionen 
haben die Entschlossenheit bekundet, innerhalb dieses Zeitraums den 
Umzug zu realisieren. Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bundes- 
regierung: 

1. Mit wie vielen von Bonn nach Berlin umziehenden Bediensteten 
rechnet die Bundesregierung nach dem jetzigen Stand der Pla- 
nungen, und wann werden insoweit konkrete Zahlen vorliegen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau vom 1. Juli 1996 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich ~ in kleinerer Schrifttype - den Fragetext 



Drucksache 13/5220 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Der noch im Jahre 1992 geschätzte Bedarf von rd. 12 000 Woh- 
nungen für die von Bonn nach Berlin umziehenden Bediensteten 
wird auf der Grundlage der personalwirtschaftlichen Gesamt- 
konzeption überprüft. Die Überprüfung dauert an, ein abschlie- 
ßender Zeitpunkt kann noch nicht genannt werden. 


2. Wann erfahren die in Betracht kommenden Bediensteten definitiv, 
daß und zu welchem Zeitpunkt sie umziehen müssen, damit sie sich 
in ihrer persönlichen Planung darauf einstellen können? 


Die Unterrichtung der Beschäftigten wird ressortspezifisch ent- 
sprechend den jeweiligen Planungen und Bedürfnissen erfolgen. 
Hierbei werden die Bediensteten einen angemessenen zeitlichen 
Vorlauf erhalten, um sich in ihrer persönlichen Planung auf den 
Zeitpunkt ihres Umzugs einstellen zu können. 


3. Von welchem Bedarf an Wohnungen für nach Berlin umziehende 
Bedienstete geht die Bundesregierung nach dem jetzigen Stand der 
Planungen aus, untergliedert nach 

a) neu zu errichtenden Wohnungen 

aa) Mietwohnungen, 

ab) Eigentumswohnungen, 

ac) Eigenheimen; 

b) Alliiertenwohnungen 

ba) Mietwohnungen, 

bb) Eigentumswohnungen, 

bc) Eigenheimen; 

c) sonstigen Wohnungen und Eigentumsmaßnahmen? 


Im Rahmen der derzeit noch geplanten 8 000 Neubauwohnungen 
ist vorgesehen, 5 000 Mietwohnungen und 3 000 Wohnungen in 
Form von Eigentumsmaßnahmen zu errichten. Bei dieser Auftei- 
lung handelt es sich lediglich um eine Planungsgröße. 

Die Bundesregierung hat ihr Konzept zur Wohnraumversorgung 
in Berlin dabei von vornherein so angelegt, daß es flexibel auf die 
konkrete Nachfragesituation reagieren kann und damit auch 
letzten Endes die Nachfrage den Ausschlag geben wird, für wie 
viele Bedienstete Mietwohnungen errichtet oder Eigentumsmaß- 
nahmen angeführt werden. 


4. Wann und in welcher Form soll dieser Bedarf bei den für den Umzug 
vorgesehenen Bediensteten erfragt werden, und sollen insoweit von 
den interessierten Bediensteten konkrete Zusagen verlangt werden, 
z. B. eine bestimmte Wohnung ab Fertigstellung anzumieten? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die einzelnen Ressorts 
den Bedarf ihrer vom Umzug betroffenen Bediensteten zeitnah zur 
Verlagerung ihrer Arbeitsplätze selbst ermitteln. Zusagen, eine 
bestimmte Wohnung ab Fertigstellung anzumieten, werden von 
den Bediensteten nicht verlangt. 
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5. Bedeutet die Ankündigung der Bundesregierung gegenüber dem 
Haushaltsausschuß (gemäß BMF-Vorlage Nr. 60/96 vom 18. April 
1996, S. 2), es sei „eine strikt am Bedarf ausgerichtete Wohnungs- 
erstellung vorgesehen", um „Leerstände" zu vermeiden, daß nur 
solche Wohneinheiten errichtet werden, für die verbindliche „Be- 
stellungen" bestimmter umziehender Bediensteter vorliegen? 


Entsprechend der Antwort zu Frage 4 wird eine ,, verbindliche 
Bestellung'' nicht verlangt. 

Die Errichtung der Wohnungen nach dem Bedarf der einzelnen 
Behörden und Dienststellen (Bedarfsträger) wird dadurch sicher- 
gestellt, daß die Neubauwohnungen in zwei Stufen errichtet wer- 
den. In der ersten Stufe werden lediglich das Baurecht gesichert 
und die Grundstücke baureif gemacht. In der zweiten Stufe, die 
die Durchführung der Baumaßnahmen selbst betrifft, ruft der 
Bund die Bauleistungen von den Investoren erst ab, sobald sich 
ein Bedarf bei den Bedarfsträgern hinreichend konkretisiert. Da- 
durch wird sichergestellt, daß Neubauwohnungen nur bei tat- 
sächlichem Bedarf errichtet werden und Leerstände nicht ent- 
stehen. 


6. Plant die Bundesregierung, interessierten Bediensteten schon vor 
ihrem individuellen Umzug die Möglichkeit zu geben, Wohnungen, 
die in Berlin im Eigentum des Bundes stehen, zu erwerben oder zu 
mieten? 


Entsprechend dem dritten Zwischenbericht der Konzeptkommis- 
sion des Ältestenrates zur Umsetzung des Beschlusses des Deut- 
schen Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands erhalten Umzugsbetroffene bereits vor dem eigent- 
lichen Umzug Gelegenheit, in Berlin Wohnungen und Baugrund- 
stücke aus dem Besitz des Bundes zu erwerben oder zu mieten. 

Eine erste Rate von Ein- und Zweifamilienhäusern sowie von 
unbebauten Grundstücken soll bereits nach der Sommerpause 
1996 angeboten werden. 


7. Nach welchen Kriterien sollen Miet- und Eigentumswohnungen so- 
wie Eigenheime vergeben werden, und ist sichergestellt, daß alle 
umziehenden Bediensteten (einschließlich Fraktions- und Abge- 
ordnetenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter) bei der Vergabe glei- 
chermaßen berücksichtigt werden? 


Um Benachteiligungen zu vermeiden, die sich für die Wohn- 
raumversorgung der vom Umzug Betroffenen aus der zeitlichen 
Abfolge der Verlagerung von Parlament und den einzelnen 
Dienststellen sowie der individuellen Dienstortverlegung ergeben 
können, sollen die vom Bund angebotenen Grundstücke, Häuser 
und Wohnungen nach einem festgelegten Verfahren auf die ein- 
zelnen Behörden und Dienststellen (Bedarfsträger) aufgeteilt 
werden. Hierzu werden Quoten gebildet, die nach dem Verhältnis 
der Umzugsbetroffenen der einzelnen Bedarfsträger zur Gesamt- 
zahl der Umziehenden errechnet werden. 
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Zur Zeit befindet sich der Entwurf einer entsprechenden „Kauf- 
bewerberrichtlinie" in der Abstimmung zwischen den betroffenen 
Bedarfsträgern, die das Verfahren für Eigentumsmaßnahmen zum 
Inhalt hat. 

Eine entsprechende Regelung soll auch für die Vergabe von 
Mietwohnungen getroffen werden. 


8. Wie viele Alliiertenwohnungen werden zeitgerecht zum Umzugs- 
zeitpunkt zwischen 1998 und 2000 tatsächlich zur Verfügung ste- 
hen? 

9. Wie viele der Alliiertenwohnungen sind zwischenvermietet, und 
wann enden die befristeten Mietverträge? 

Welche Zeitspannen sind anzusetzen zwischen dem Auszug der 
Zwischenmieter und dem Einzug der umziehenden Bediensteten? 

10. Sind, falls nicht genügend Alliiertenwohnungen zum Umzugszeit- 
punkt zur Verfügung stehen, ausreichend Ersatz Wohnungen vor- 
handen, und an welchen Standorten liegen diese Wohnungen? 


Es werden rd. 4 000 Wohnungen für Umzugsbetroffene vorge- 
halten. 

Davon sind bereits rd. 200 Wohnungen an vorweg umgezogene 
Bundesbedienstete vermietet. Weitere rd. 340 Wohnungen (Ein- 
familienhäuser und Eigentumswohnungen) werden - beginnend 
in diesem Jahr - an Umzugsbetroffene verkauft. 

Rund 3 000 Wohnungen sind befristet vermietet. Vertraglich sind 
folgende Rückgabetermine vereinbart: 


Termin der Rückgabe 

Anzahl der zurückgegebenen Wohnungen 

30. Juni 1997 

128 

30. Juni 1998 

220 

30. September 1998 

234 

31. Dezember 1998 

912 

31. März 1999 

939 

30. Juni 1999 

332 

30. September 1999 

120 

31. August 2000 

86 

30. Oktober 2000 

24 


Die restlichen Wohnungen werden unterschiedlich genutzt. Ein 
Teil wird noch hergerichtet. Andere sind als Einzelobjekte vom 
Bund befristet vermietet. Etwa 50 Häuser werden abgerissen, um 
die Grundstücke entsprechend dem gegebenen Baurecht mit 
einer höheren Zahl von Neubauwohnungen bebauen zu können. 

Die zur Zeit zwischenvermieteten Wohnungen müssen nach dem 
Auszug der Zwischenmieter hergerichtet werden. Die Dauer der 
Arbeiten richtet sich nach dem Herrichtungsbedarf. Um sicherzu- 
stellen, daß die Wohnungen unmittelbar nach ihrer Rückgabe 
hergerichtet und zügig weitervermietet werden können, wurde 
bereits jetzt Planungsauftrag für die Bauverwaltung erteilt. Darin 
wurde festgelegt, daß mit den Herrichtungen binnen Monatsfrist 
nach Rückgabe der Wohnungen zu beginnen ist. 
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Für den Fall, daß Zwischenmieter vertragswidrig nicht fristgerecht 
räumen, haben sich die eingeschalteten Berliner Wohnungsbau- 
gesellschaften verpflichtet, aus ihrem Bestand gleichwertige, im 
Vertrag festgelegte Ersatzwohnungen in gleicher Anzahl inner- 
halb von sechs Monaten nach, dem jeweils vereinbarten Rück- 
gabetermin anzubieten. Die Ersatzwohnungen liegen überwie- 
gend in den Stadtbezirken Zehlendorf, Wilmersdorf, Spandau und 
Steglitz. 


11. Beabsichtigt die Bundesregierung weiterhin, die vorgesehenen 15 
„großen" Standorte mit je über 100 Wohneinheiten (Gesamtzahl 
6 760 Wohneinheiten) 

1. Reinickendorf, „Cite Foch-Süd", 

2. Tiergarten, „Moabiter Werder", 

3. Spandau, „Brooke/WavelTBarracks", 

4. Spandau, „Smuts-Barracks", 

5. Steglitz, „Andrews-Barracks", 

6. Steglitz, „McNair-Barracks", 

7. Wilmersdorf, Wittelsbacher Straße 30-32 u. a., 

8. Zehlendorf, „Truman-Plaza", 

9. Zehlendorf, „Turner-Barracks", 

10. Hohenschönhausen, Ahrensfelder Chaussee 95-165, 

11. Lichtenberg, Karlshorst, 

12. Spandau, Flugplatz Gatow, 

13. Steglitz, „Lichterfelde-Süd", 

14. Zehlendorf, Königin-Luise-Straße 29b-g, 

15. Steglitz, Wismarer Straße 20/36, 
zu realisieren? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, vorbehaltlich der Überprüfung 
gemäß der Antwort zu Frage 1, die Standorte 

2. Tiergarten, „Moabiter Werder", 

5. Steglitz, „Andrews-Barracks", 

6. Steglitz, „McNair-Barracks", 

7. Wilmersdorf, Wittelsbacher Straße 30 - 32 u. a,, 

8. Zehlendorf, „Truman-Plaza", 

9. Zehlendorf, „Turner-Barracks", 

11. Lichtenberg, Karlshorst, Zwieseler Straße u. a., 

12. Spandau, Flugplatz Gatow, 

13. Steglitz, „Lichterfelde-Süd" (nur Eigentumsmaßnahmen), 

14. Zehlendorf, Königin-Luise-Straße 29b-g, 

15. Steglitz, Wismarer Straße 20/36, 

zu bebauen. Der ehemalige Flugplatz Gatow wird durch einen 
bereits eingeleiteten Entwicklungswettbewerb gesondert behan- 
delt. 
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Die Standorte 

3. Spandau, „Brooke/Wavell-Barracks", 

4. Spandau, „Smuts* Barracks", 

10. Hohenschönhausen, Ahrensfelder Chaussee 95-165 
werden als Reservestandorte vorgehalten. 

Der Standort 1. Reinickendorf „Cite Foch-Süd" wird zur Zeit als 
Wohnstandort für Angehörige der Bundeswehr überplant. 


12. Welche Auskünfte kann die Bundesregierung, bezogen auf jeden 

der in Frage 11 genannten Standorte, zu den folgenden Fragen 

geben: 

a) Sind die planungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt? 

Wenn nein, welche planungsrechtiichen Schritte stehen noch 
aus, wann wird Planungsreife gegeben sein? 

b) Wann wurde ein Architekten-ZInvestorenwettbewerb einge- 
leitet, bzw. wann ist die Einleitung eines solchen Wettbewerbs 
vorgesehen, und wann ist mit dem Ergebnis zu rechnen? 

c) Wann ist die Ausschreibung vorgesehen? 

d) Liegt ein Flächennutzungs- und Bebauungsplan vor? 

Wenn nein, wann ist mit der Vorlage zu rechnen? 

e) Wann ist mit dem Baubeginn zu rechnen? 

f) Liegen besondere Hindernisse vor, die den Zeitpunkt des Bau- 
beginns verhindern können (wie z. B. Altlasten, ungeklärte 
Eigentumsverhältnisse, andere Nutzungswünsche)? 

g) Ist die rechtzeitige Bereitstellung und Finanzierung der tech- 
nischen und sozialen Infrastruktur gewährleistet? 

h) Zu welchem Zeitpunkt werden die Wohnungen zur Verfügung 
stehen? 

i) Zu welchem Zeitpunkt sollen die Wohnungen den Bediensteten 
angeboten werden? 

j) Wann und in welchem Verfahren sollen die Wohnungen jeweils 
zugeteilt werden? 


Die Antworten zu den Fragen a) bis f), h) und i) ergeben sich für 
die zur Zeit in der Planung befindlichen Standorte (siehe Antwort 
zu Frage 11) aus der anliegenden Aufstellung. 

Die zur Realisierung vorgesehenen Standorte sind bereits bis zur 
Grundstücksgrenze erschlossen. Die Möglichkeiten zur Schaffung 
der technischen Infrastruktur sind damit gegeben. 

Der Gemeinsame Ausschuß hat sich am 31. Mai 1996 darauf ver- 
ständigt, die notwendige Infrastruktur und deren Kosten grund- 
stücksbezogen festzustellen. Eine einvernehmliche Lösung über 
die Beteiligung des Bundes an den festgestellten Kosten der 
Infrastruktur soll in Kürze erfolgen. 

Unabhängig davon sind die erforderlichen Grundstücksflächen 
oder der Umbau vorhandener Bausubstanz für die soziale Infra- 
struktur auf den Großstandorten (z.B. McNair- und Andrews- 
Barracks) Bestandteil der laufenden Wettbewerbe. 

Zur Zuteilung der Wohnungen wird auf die Antwort zu Frage 7 
verwiesen. 
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13. Wie wird mit Wohnungen verfahren, für die sich unter den Be- 
diensteten keine Interessenten finden (z.B. wegen ihrer Größe, 
ihres Zuschnitts sowie der Höhe des Mietzinses), und wie sind diese 
Fälle in den Verträgen mit den Investoren geregelt? 


Sofern eine Wohnung nicht mit einem Bediensteten belegt werden 
kann, wird dem Investor - wie in der Wohnungsfürsorge allgemein 
üblich - in den Förderverträgen das Recht eingeräumt, die betref- 
fende Wohnung einmalig an Dritte zu vermieten. 


14. In welchem Umfang sind umzugsbetroffenen Bundesbediensteten 
bereits Häuser oder Wohnungen zum Erwerb angeboten worden? 

Wie viele Kaufverträge sind bereits geschlossen worden? 


Bislang sind umzugsbetroffenen Bundesbediensteten noch keine 
unbebauten Grundstücke, Häuser oder Wohnungen zum Kauf 
angeboten worden. Damit soll in diesem Sommer begonnen 
werden. 


15. Erfolgt eine Vergabe im Erbbaurecht? 

Die Bestellung von Erbbaurechten ist sowohl bei der Errichtung 
von Mietwohnungen als auch bei Einfamilienhäusern möglich. 


16. Werden auch Grundstücke zur eigenständigen Bebauung ange- 
boten? 

Wenn ja, in welchem Verfahren und in welchem Umfang? 


Es ist vorgesehen, auch Grundstücke zur eigenständigen Bebau- 
ung anzubieten. Der Umfang wird sich nach dem noch zu kon- 
kretisierenden Bedarf richten. Eine erste Rate von Baugrundstük- 
ken für insgesamt 52 Häuser wird noch in diesem Sommer ange- 
boten werden (vgl. Antwort zu Frage 14). 

Die Grundstücke werden auf die einzelnen Bedarfsträger ent- 
sprechend der Zahl der Umzugsbetroffenen ausgelost, die haus- 
intern aus dem Kreis ihrer Bediensteten einen Bewerber be- 
nennen. 


17. Ab wann besteht für Interessenten die Möglichkeit, Optionen auf 
neu zu errichtende Häuser oder Wohnungen zu erwerben? 


Eigentumsmaßnahmen sind im Rahmen der 3. und 4. Tranche so- 
wie auf dem ehemaligen Flugplatz Gatow vorgesehen. Frühestens 
nach Abschluß der Wettbewerbe besteht die Möglichkeit, Optio- 
nen auf neu zu errichtende Häuser oder Wohnungen zu erwerben. 
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18. Wie gedenkt die Bundesregierung die Unterbringung der Bundes- 
bediensteten sicherzustellen, falls Wohnungen erst später bezugs- 
fertig werden als Dienststellen nach Berlin umziehen, und wie will 
die Bundesregierung vermeiden, daß es in diesem Falle zu einer 
Belastung des allgemeinen Berliner Wohnungsmarktes kommt? 


Nach der derzeitigen Planung ist sichergestellt, daß mit der Be- 
zugsfertigkeit der nach Berlin umziehenden Dienststellen jeweils 
ausreichend Wohnungen zur Verfügung gestellt werden können. 
Eine Belastung des allgemeinen Berliner Wohnungsmarktes ist 
daher nicht zu befürchten. 


19. Wie viele Wohnungen für „Pendler" an welchen Standorten, in 
welcher Größe und mit welcher Mietbelastung plant die Bundes- 
‘ regierung zu errichten? 


Auf den besonders verkehrsgünstig gelegenen „großen“ Stand- 
orten (z.B. lfd. Nr. 2 und 7), aber auch auf einzelnen kleineren 
Standorten plant die Bundesregierung eine höhere Zahl von 
Ein- und Zwei-Zimmer- Wohnungen, die für „Pendler“ besonders 
geeignet sind. 

Darüber hinaus wird von der Frankfurter Siedlungsgesellschaft 
eine Appartementanlage in der Finckensteinallee 63 in Berlin- 
Steglitz mit rd. 150 Appartements hergerichtet, die bei Bedarf 
teilweise schon Mitte 1997 bezugsfertig sein kann. 

Die anfängliche Ausgangsmiete wird entsprechend dem Wohn- 
raumversorgungskonzept der Bundesregierung vom 29. Juni 1995 
nach Grundstücken differenziert im Durchschnitt 16 DM/m^/ 
Monat betragen. Darüber hinaus ist eine einkommensorientierte 
Zusatzförderung vorgesehen, die die Wohnkostenbelastung an- 
fänglich je nach Familieneinkommen um 3 bis 7 DM reduziert. 

Die Größe der Ein- und Zwei-Zimmerwohnungen orientiert sich 
an den Baulichen Bestimmungen des Bundes. 


20. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um sicherzustel- 
len, daß auch für die Bediensteten, die von Berlin nach Bonn und 
diejenigen, die im Rahmen der Beschlüsse der Föderalismuskom- 
mission umziehen müssen, zum Zeitpunkt ihres Umzuges ausrei- 
chender und bezahlbarer Wohnraum zur Verfügung steht? 


Die Bundesregierung hält - soweit vergleichbare Grundvoraus- 
setzungen vorliegen - eine entsprechende Behandlung aller vom 
Beschluß vom 20. Juni 1991 Betroffenen für angezeigt. Es ist ins- 
besondere zu prüfen, inwieweit die Wqhnungssituation in dem 
Ballungsraum Berlin mit derjenigen in den anderen künftigen 
Dienstorten vergleichbar ist. Für den hier angesprochenen Perso- 
nenkreis gelten die Sonderregelungen zur Familienheimförde- 
rung für Umzüge aufgrund der Umzugsbeschlüsse, die am 1. Juni 
1996 in Kraft getreten sind. 
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Zur Bebauung vorgesehene „große" Wohnbaustandorte mit über 100 WE 


Anlage 


Standort 

a) Planungsrecht 

b) Wettbewerbe 

c) Ausschreibung 

d) Flächen- 
nutzungsplan 
Bebauungsplan 

e) möglicher 
Baubeginn 

f) mögliche 
Hindernisse 

h) möghche 

mittlere Bezugs- 
feitigkeit 

i) Angebot 

2. Tiergarten 
„Moabiter 
Werder" 

B-Plan (11-145) 
steht noch aus. 
Planreife voraus. 
Herbst 1996 

Städtebaulicher 
Reahsierungs- 
wettbewerb 
durch Preis- 
gerichtsentschei- 
dung am 12. 10. 
1995 (Bumiller) 
beendet. 

Investoren (65 % 
Deutschbau, 35 % 
FSG) sind bereits 
ausgewählt. 

FNP: liegt vor. 
B-Plan: siehe 

Spalte a). 

Ende 1996 


Mitte 1998 

Mitte 1998 

5. Steglitz 
„ Andrews- 
Barracks " 

Planungsrech tl. 
Voraussetzungen 
sind erfüllt. 

Ideenwettbewerb 
Beginn 11/95 

Ende 07/96 

Inv. Wettbewerb 
Beginn 09/96 

Ende 03/97 

Ausgabe der Aus- 
schreibungsun- 
terlagen voraus. 
11/96 

FNP: liegt vor. 

BNP: liegt vor. 

Mitte 1997 

Altlasten 

Mitte 1999 

Mitte 1999 

6. Steglitz 
„ McNair- 
Barracks " 

B-Plan erforderl. 
Planreife voraus. 
Mitte bis Ende 
1997. 

Ideenwettbewerb 
Beginn 11/95 

Ende 07/96 

Inv. Wettbewerb 
Beginn 09/96 

Ende 03/97 

Ausgabe der Aus- 
schreibungsun- 
terlagen voraus. 
11/96 

FNP: liegt vor. 
B-Plan: siehe 

Spalte a). 

Anfang 1998 

Altlasten 

Ende 1999 

Ende 1999 

7. Wilmersdorf 
Wittelsbacher 
Straße 30-32 

u. a. 

Planungsrechtl. 
Vorauss etzungen 
sind erfüllt. 

Inv. Wettbewerb 
Beginn 12/95 

Ende 07/96 

Ausgabe der Aus- 
schreibungsun- 
terlagen am 25. 3. 
1996 erfolgt. 

FNP: liegt vor. 

BNP: liegt vor. 

Anfang 1997 


Herbst 1998 

Herbst 1998 

8. Zehlendorf 
„Truman- 
Plaza" 

B-Planentwurf 
derzeit in früh- 
zeitiger Bürger- 
beteiligung, 
Planreife voraus. 
Ende 1996 

Kooperatives 
Gutachterverfah- 
ren 08/95 been- 
det (Henze & 
Vahjen) 

Nicht erforder- 
lich; s. Spalte b) 

FNP: liegt vor. 
B-Plan: siehe 

Spalte a). 

Anfang 1997 


Mitte 1998 

Mitte 1998 

9. Zehlendorf 
„Turner- 
Barracks " 

B-Planverfahren 
wird aufgrund 
Wettbewerbser- 
gebnis s. Spalte 
b) von BA Zeh- 
lendorf einge- 
leitet; Planreife 
voraus. Mitte 

1997 

Städtebaul. 
Ideenwettb e werb 
durch Preisge- 
richt am 29. 5. 

1996 entschieden 
(Prof. Brenner/ 
Kiefer); Inv. Wett- 
bewerb 

Beginn 07/96 

Ende 12/97 

Ausgabe der Aus- 
schreibungsun- 
terlagen voraus. 
09/96 

FNP: liegt vor. 
B-Plan: siehe 

Spalte a). 

Mitte 1997 


Frühjahr 1999 

Frühjahr 1999 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksache 13/5220 




Standort 

a) Planungsrecht 

b) Wettbewerbe 

c) Ausschreibung 

d) Flächen- 
nutzungsplan 
Bebauungsplan 

e) möglicher 
Baubeginn 

f) möghche 
Hindernisse 

h) möghche 

mittlere Bezugs- 
fertigkeit 

i) Angebot 

1 1 . Lichtenberg 
Ortsteil Karls- 
horst: Zwiese- 
1er Straße u. a. 

Wettbewerbs- 
ergebnis Spalte 
b); soll Grundlage 
des erforderl. B- 
Planverfahrens 
werden, Planreife 
Mitte 1998 
möglich 

Städtebaul. 

Realisierungs- 

Wettbewerb 

Beginn 07/96 

Ende 03/97 

Inv. Wettbewerb 
Beginn 04/97 

Ende 12/97 

Ausgabe der 
Ausschrei- 
bungsunterlagen 
voraus. 

06/97 

FNP: hegt vor. 
B-Plan: siehe 
Spalte a). 

Herbst 1998 

Altlasten 

Ende 1999 

Ende 1999 

12. Spandau 
„Flugplatz 
Gatow " 

Wettbewerbs- 
ergebnis s. Spalte 
b); soll Grundlage 
des erforderl. B- 
Plan Verfahrens 
werden; Planreife 
Mitte 1998 
möghch. 

Entwicklungs- 

wettbewerb 

Beginn 08/96 

Ende 04/97; 
anschließend auf 
einzelnen Bau- 
feldern Inv. Wett- 
bew. geplant 

Ausschreibung 

einzelner 

Baufelder 

Mitte 1997 
möghch 

FNP: hegt vor. 
B-Plan: siehe 
Spalte a). 

Frühjahr 1999 


Herbst 1999 

Herbst r999-, 
geplante Options- 
angebote bereits 
Mitte 1997 
möghch 

13. Steglitz 

„Lichterfelde- 

Süd" 

Städtebauliche 
Gutachten liegen 
vor. 



FNP: hegt vor. 

Nicht vor 1999 

■ 

Mitte 2000 

Ende 1999 

14. Zehlendorf 
Königin- 
Luise- 

Straße 29b-g 

Gutachten für B- 
Plan hegt vor; BA 
leitet B-Planver- 
fahren 08/96 ein; 
Planreife Mitte 

1997 möglich 

Inv. Wettbewerb 
Beginn 07/96 

Ende 12/96 

Ausgabe der Aus- 
schreibungsun- 
terlagen voraus. 
09/96 

FNP: hegt vor. 
B-Plan: siehe 
Spalte a). 

Mitte 1997 


Ende 1998 

Ende 1998 

15. Steglitz 
Wismarer 

Straße 20/36 

B-Planentwurf 
XIII-300 hegt vor; 
Planreife Mitte 

1997 möghch 

Inv. Wettbewerb 
Beginn 12/95 

Ende 07/96 

Ausgabe der Aus- 
schreibungsun- 
terlagen am 25. 3. 
1996 erfolgt 

FNP: liegt vor. 
B-Plan: siehe 
Spalte a). 

Anfang 1997 

1 

1 

Herbst 1998 

Herbst 1998 


FNP = Flächennutzungsplan. 

BNP = Baunutzungsplan (übergeleiteter B-Plan). 
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